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Abstract  

 

Die folgende Abhandlung thematisiert als Gegenstand die neuartigen Impfstoffe und deren 

rechtliche Konsequenzen. Es wird zunächst das abstrakte Ziel der Impfung, dessen Faktenlage 

und psychosoziale Folgen dargestellt. Anschließend werden abstrakt-rechtliche Fragestellungen 

erläutert, die Einführung der Impfpflicht vorgestellt und die Konsequenzen diesbezüglich auf das 

Betreuungsrecht herausgearbeitet. Insbesondere soll in diesem Beitrag den Rechten der 

Angehörigen von Alten- und Pflegewohnheimbewohner im Rahmen der Corona-Pandemie eine 

hervorgehobene Bedeutung zukommen. Dabei ist vorwiegend die Situation der vulnerablen 

Bevölkerungsgruppe bzw. derer, denen es an der Einsichtsfähigkeit ermangelt, zu betrachten.  

I. Einleitung   

Neuigkeiten über einen neuartigen Impfstoff lassen einen Hoffnungsschimmer aufkommen, der 

den Weg auf eine Zeit nach der Pandemie zu ebnen vermag: „Bei der SARS-CoV-2-Impfung 

handelt es sich nicht nur um eine neue Impfempfehlung (für Deutschland und weltweit), sondern 

auch um einen neuartigen Erreger. Der empfohlene Impfstoff wurde in Verfahren entwickelt, die 

bei keinem der bisher zugelassenen Impfstoffe zum Einsatz kamen. Andererseits wird ein 

Impfstoff gegen SARS-CoV-2 aufgrund der hohen Infektionsgefahr und der Auswirkungen der 

bisherigen nicht-medizinischen Maßnahmen u. a. auf Wirtschaft und soziales Leben dringend 

erwartet. Insgesamt stellt dies eine besondere Situation dar, die sich auf die Akzeptanz der neuen 

Impfung auswirken kann.“1 Im Folgenden werden sämtliche Fragen bezüglich des Impfstoffes 

genauer beleuchtet und kritisch hinterfragt.   

II. Ziele des Impfstoffes  
  

Aus dem Beschluss der STIKO2 zur 2. Aktualisierung der COVID-19-Impfempfehlung und die 

dazugehörige wissenschaftliche Begründung 3  vom Robert Koch-Institut [02.02.2021] gehen 

eindeutig die Impfziele hervor. Dabei sei das das primäre Ziel einer COVID-19-Impfempfehlung 

für Deutschland schwere Verläufe und Tod durch COVID-19 größtmöglich zu reduzieren. Dabei 

sollen insbesondere Hospitalisierungen präventiv begegnet werden. Weiteres Ziel der 

Impfempfehlung sei dabei der Schutz von Personen, die besonders hohem arbeitsbedingtem 

SARS-CoV-2-Expositionsrisiko ausgesetzt sind (berufliche Indikation). Die Vorbeugung von 

 
1  Vygen-Bonnet et al., 2021, S. 62, Beschluss der STIKO zur 2. Aktualisierung der COVID-19-Impfempfehlung und die 

dazugehörige wissenschaftliche Begründung.  
2  Die Ständige Impfkommission (STIKO) ist eine ehrenamtlich-unabhängiges Expertengremium, welches in der 

Geschäftsstelle des RKI im Fachbereich der Impfprävention angesiedelt ist und Impfempfehlungen für Deutschland samt 

Analyse des individuellen Nutzen-Risiko-Verhältnis auch die Epidemiologie auf Bevölkerungsebene und die Effekte einer 

flächen-deckenden entwickelt und ausspricht.   
3 Epidemiologisches Bulletin; 4. Februar 2021 (vorab am 29.01.2021 erschienen).  
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Transmissionen sowie dem Schutz von Umgebungen mit hohem Anteil vulnerabler Personen soll 

dabei die Aufrechterhaltung staatlicher Funktionen und des öffentlichen Lebens garantieren.4   

  
  

III. Digitales Impfquotenmonitoring zur COVID-19-Impfung  
  

Die folgende Statistik des RKI stellt die Anzahl der durchgeführten COVID-19 Impfungen in 

Deutschland nach Erst- und Zweitimpfung, Gesamtzahl, Bundesland und Impfstoff dar.  

  

RS Bundesland  

Gesamtzahl 

bisher 

verabreichter  
Impfstoffdosen  

Erstimpfung   Zweitimpfung  

Impfungen kumulativ  Differenz 

zum 

Vortag  

Impfquote,  
%  Impfungen 

kumulativ  
Differenz 

zum Vortag  
Gesamt BioNTech 

Moderna  
08  Baden-Württemberg  295.508   230.919  225.789  5.130  5.855  2,1  64.589  4.059  
09  Bayern  440.401   324.861  315.185  9.676  3.919  2,5  115.540  9.353  
11  Berlin  130.266   97.440  94.822  2.618  2.769  2,7  32.826  1.049  
12  Brandenburg  86.804   73.844  73.154  690  0  2,9  12.960  0  
04  Bremen  24.656   19.415  18.158  1.257  349  2,9  5.241  462  
02  Hamburg  57.119   46.374  45.854  520  1.082  2,5  10.745  1.177  
06  Hessen  176.896   130.763  130.763  0  4.179  2,1  46.133  3.119  

13  
MecklenburgVorpommern  

71.322  
 56.289  54.624  1.665  0  3,5  15.033  0  

03  Niedersachsen  196.370   151.609  149.537  2.072  1.783  1,9  44.761  584  
05  Nordrhein-Westfalen  456.593   357.397  352.532  4.865  6.110  2,0  99.196  4.492  
07  Rheinland-Pfalz  159.127   141.500  137.695  3.805  541  3,5  17.627  803  
10  Saarland  30.425   21.589  20.751  838  0  2,2  8.836  0  
14  Sachsen  105.841   89.519  88.476  1.043  2.575  2,2  16.322  1.247  
15  Sachsen-Anhalt  70.505   50.324  49.749  575  314  2,3  20.181  433  
01  Schleswig-Holstein  103.043   90.151  89.753  398  67  3,1  12.892  1.229  
16  Thüringen  63.042   53.362  0  827  2,5  9.680  0  

   Gesamt  2.467.918  1.935.356 1.900.204 

 35.152  30.370  

2,3  532.562  28.007  

 
4 Vygen-Bonnet S, Koch J, Bogdan C, Harder T, Heininger U, Kling K, Littmann M, Meerpohl J, Meyer H, Mertens T, 

SchmidKüpke N, Scholz S, Terhardt M, Treskova-Schwarzbach M, Überla K, van der Sande M, Wichmann O, Wicker S, 

Wiedermann  
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U, Wild V, von Kries R: Beschluss der STIKO zur 2. Aktualisierung der COVID-19-Impfempfehlung und die dazugehörige 

wissenschaftliche Begründung.   
  

IV. Informationsbedürfnis   

Das Wichtigste in Kürze:  

• 76% haben an sich eher oder sehr 

häufig über Corona zu informieren  

• rund 65% fühlen sich gut bzw. sehr gut 

über die Impfung gegen das COVID19 

informiert.  

• Personen, die sich gut informiert 

fühlen, wollen sich auch tendenziell eher 

impfen lassen (r = .30)  

  
  

 Quelle: COSMO corona-monitor.de  
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V. Impfakzeptanz in der Bevölkerung und der Ärzteschaft  

  
Es fragt sich mithin, wie hoch die psychosoziale Bereitschaft einer Impfung innerhalb der Gesellschaft 

liegt, insbesondere die der Ärzteschaft.  

In einer in Kooperation mit dem RKI und der BZgA durchgeführten fortlaufenden Querschnittstudie 

(http://corona-monitor.de/) gaben zuletzt 61% der Befragten an, sich gegen COVID-19 impfen zu lassen 

(Stand: 27.01.2021).5 April 2020 waren es noch rund 79%, seitdem sank die Bereitschaft kontinuierlich 

ab und erreichte mit 48 % am 08.12.2020 ihren niedrigsten Wert. Dabei gilt als wichtigster Prädiktor für 

die Impfbereitschaft insbesondere das Vertrauen in die Sicherheit und Effektivität der Impfung. Weitere, 

nicht zu vernachlässige Gesichtspunkte sind dabei die Kosten-Nutzen-Abwägung und das 

Verantwortungsgefühl für die Gemeinschaft: Personen, die der Impfung eine höhere Potenz zuschreiben, 

und dabei weniger Kosten- Nutzen abwägen und nicht von der Impfung anderer profitieren wollen, ohne 

sich selbst impfen zu lassen, zeigen eine höhere Bereitschaft zur Impfung. Ferner ist festzustellen, dass 

die Bereitschaft der älteren und männlichen Bevölkerung signifikant höher als sich einer Impfung zu 

unterziehen. Nach einer Erhebung6  der „COVID-19 Snapshot Monitoring (COSMO Germany)-Wave 24. 

2020“ war die Impfbereitschaft des medizinischen Personals dabei geringer als die der 

Gesamtbevölkerung ausgefallen; im Vergleich mit anderen Bevölkerungsgruppen wie Menschen mit 

chronischen Erkrankungszuständen oder Älteren war die Impfbereitschaft des medizinischen Personals  

  
  
am geringsten. Die neuste und letzte Erhebung vom 15.12.2020 zeigt keine signifikante Veränderung. 

Danach war die Impfbereitschaft des medizinischen Personals geringfügig unter der der 

Allgemeinbevölkerung zu beobachten.  

Ab einer erwarteten Impfwirkung von rund 80% steigt die Impfbereitschaft erheblich an. Dies zeigt ein 

Szenario, in dem die Impfabsicht basierend auf den Nebenwirkungen der Impfung, der Pandemie und der 

Wirksamkeit der Impfung registriert wurde. In einem anderen Szenario wurde die Akzeptanz 

verschiedener Arten von Impfstoffen (toter Impfstoff, Lebendimpfstoff, Vektorimpfstoff, Genimpfstoff) 

verglichen: Das Vertrauen in verschiedene Impfstoffe ist für alle Impfstoffe mäßig, unabhängig vom 

Impfstofftyp, die Impfbereitschaft ist durchschnittlich und unterscheidet sich nicht zwischen 

verschiedenen Arten von Impfstoffen. Es besteht ein großer Informationsbedarf zu allen Arten von 

Impfstoffen. Selbst in der letzten Umfrage am 15. Dezember 2020 konnten die meisten Teilnehmer nicht 

die richtige Art von Impfstoff für BioN-Tech/Pfizer oder Moderna angeben. Die Impfbereitschaft 

unterscheidet sich jedoch nicht zwischen Personen mit und ohne Kenntnis der jeweiligen Impfstoffart.  

 
5 Ergebnisse aus dem COVID-19 Snapshot MOnitoring COSMO: Die psychologische Lage:34 Wellen KW 04 Stand 29.01.21.  
6 genauer: Betsch C, Korn L, Felgendreff L, Eitze S, Schmid P, Sprengholz P, et al. COVID-19 Snapshot Monitoring (COSMO 

Germany) -Wave 24. 2020.  

http://corona-monitor.de/
http://corona-monitor.de/
http://corona-monitor.de/
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Die Hälfte der Befragten sieht Impfungen in erster Linie als vorbeugende Maßnahme zum Schutz ihrer 

eigenen Gesundheit an. 25% der Teilnehmer sehen die Impfung als Intervention zur Aufhebung der 

derzeitigen Beschränkungen.   

  

VI. Impfbereitschaft   

  

• bei 61% Informations-Bedürfnis (Calculation) immer noch hoch, Vertrauen in Impfung (Confidence) 

stabilisiert sich auf mittlerem Niveau. Die Bereitschaft zur Impfung ist etwas angestiegen und befindet 

sich derzeit auf mittlerem Niveau.  

  Quelle: COSMO corona-monitor.de  

VI.1. Impfbereitschaft in Zielgruppen  

  

• Impfbereitschaft in allen 
Altersgruppen relativ stabil, vor 
allem bei den Älteren zuletzt 
angestiegen.  
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Beim medizinischen Personal 

stabilisiert sich die 

Impfbereitschaft.  
 

  Quelle: COSMO 

coronamonitor.de  

  

  

VII. Impfung und Impfpflicht gegen COVID-19  
• Die Impfbereitschaft 

gegen COVID-19 ist höher für 

Personen, die:   

• Vertrauen in die 

Sicherheit der Impfung haben  

• sich nicht auf die 

Impfung anderer verlassen 

wollen  

• älter sind  

• in einer mittelgroßen 

oder großen Stadt leben  

  

  

  

• Die Impfbereitschaft gegen COVID-19 ist geringer für Personen, die:   

• COVID-19 für nicht bedrohlich und die Impfung für überflüssig halten   

• Nutzen und Risiken der Impfung abwägen wollen  

• Personen, die die COVID-19 Schutzmaßnahmen generell für übertrieben halten, haben auch 

eine geringere Impfbereitschaft  



IMPFUNG UND BERATUNG  KESTER-HAEUSLER-STIFTUNG   

    

  

7  
  

61% würden sich (eher) gegen COVID-19 impfen lassen. Bei einer angenommenen 
Basisreproduktionsrate von R0 = 3 und einem perfekt wirksamen Impfstoff würde die aktuelle 
Impfbereitschaft nicht ausreichen, um die Verbreitung des Virus zu stoppen. Bei einem Impfstoff 
mit weniger als 100% Effektivität müsste die Impfbereitschaft sogar noch höher liegen. 7  

VIII. Welche Komplikationen und Impfreaktionen einer COVID-

19Impfung wurden bisher verzeichnet?   

  
Bisher wurde nur der pragmatische Nutzen des Impfstoffes beleuchtet, deshalb scheint die die 

Frage nach möglichen Komplikationen und Nebenwirkungen zu stellen, unumgänglich.  

Das Robert Koch-Institut (im Folgenden RKI) dessen Einschätzung der Gesetzgeber im Bereich 

des Infektionsschutzes besonderes Gewicht eingeräumt hat (vgl. BayVerfGH, E.v. 26.3.2020 -  

Vf. 6-VII-20 - juris, Rn. 16; BayVGH, B.v. 26.3.2020 - 20 NE 20.1065 - juris, Rn. 31), beschreibt  

  
  
im Rahmen von „COVID-19 und Impfen: Antworten auf häufig gestellte Fragen (FAQ)“ [Stand: 

28.01.2021] im Bereich der Wirksamkeit und Sicherheit des Impfstoffes, dass die weit verbreitete 

„lokale Reaktion […] Schmerzen an der Einstichstellen“ seien.8 Weiterhin sind lokale Reaktionen 

von den systematischen zu differenzieren: Bei diesen waren bei rund 47 % bzw. 59 %; Placebo: 

23% bzw. 33%) sowie Kopfschmerzen (42% bzw. 59% vs. 23% bzw. 34%) zu beobachten. Des 

Weiteren sind Fälle von Fieber nach der Verabreichung des Impfstoffes bekannt. Dabei traten sie 

nach der ersten Dosis deutlich seltener auf als nach der zweiten. Doch soll an dieser Stelle nicht 

unerwähnt bleiben, dass sowohl in der Placebogruppe als auch in der Impfstoff- schwere 

gesundheitliche Beeinträchtigungen deckungsgleich in ihrem Auftreten waren.  

  

IX. Wer beobachtet die Risiken (Nebenwirkungen) des Impfstoffes?  

Grundsätzlich sind für Fragen der Pharmakovigilanz, d.h. für die Arzneimittelsicherheit und 

damit für die Zulassung von Impfstoffen, dessen Qualitätssicherung, Wirksamkeit und Sicherheit 

das Paul-Ehrlich-Institut zuständig. Auf der Website des Bundesgesundheitsministeriums [Stand: 

02.02.2021] folgt ferner, dass das pharmazeutische Unternehmen, als solches als auch das 

PaulEhrlich-Institut (PEI) sowie die Europäische Arzneimittelagentur (EMA) die Covid-

19Impfstoffe einer fortlaufenden Überprüfung und Evaluation durchführen lassen. Ferner spricht 

die Ständige Impfkommission (STIKO) Impfempfehlungen auf Grundlage von  

 
7 Folienauszug aus Betsch C, Korn L, Felgendreff L, Eitze S, Schmid P, Sprengholz P, et al. COVID-19 Snapshot 

Monitoring (COSMO Germany) -Wave 34. 2021.  
8 Dabei seien es laut dem RKI (Impfung: 83% [BioNTech/Pfizer] bzw. 88% [Moderna]; Placebo: 14% [BioNTech/Pfizer] bzw. 

17% [Moderna]) gewesen.   
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wissenschaftlichen Daten zur Wirksamkeit und Sicherheit aus. Dabei bietet das Paul-

EhrlichInstitut im Rahmen der Beobachtungsstudie zur Verträglichkeit eine Smartphone-App – 

der sog. SafeVac 2.0 – die sowohl im Google Play Store für Android-Geräte als auch für IOS-

Geräte im Apple Appstore erhältlich ist. Sie bietet eine Plattform zur Übermittlung von jeglichen 

unerwünschten Impfreaktionen.  

X. Schadensfall nach Impfung: Wer haftet?  

Angenommen folgender Fall würde hier rechtlich fingiert werden: Eine nicht unerhebliche 

Gesundheitsschädigung tritt durch die Impfung ein. An dieser Stelle drängt sich die Frage auf, 

wer rechtlich dafür haftet. Zunächst sollte dürfte hier nicht unerwähnt bleiben, dass stets der  

Einzelfall entscheidend ist. Grundsätzlich würden allerdings gesetzliche Haftungsregelungen des 

Pharmakonzerns in Betracht kommen: Produkthaftungsgesetz (ProdHaftG). Haftung für 

Arzneimittelschäden (§§ 84 - 94a) sowie den allgemeinen Haftungsregelungen des Bürgerlichen  

Gesetzbuchs (BGB). Dabei regelt § 60 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) die Versorgung beim 

Impfschaden und bei Gesundheitsschäden durch andere Maßnahmen der spezifischen 

Prophylaxe. Danach kann jeder nach dem Bundesversorgungsgesetz einen Antrag auf Versorgung 

stellen, wenn bspw. von einer zuständigen Landesbehörde die Schutzimpfung öffentlich 

empfohlen und in ihrem Bereich vorgenommen wurde, § 60 Abs. 1 S. 1 IfSG.  

  
  

XI. Impfzwang durch Erwartungsdruck? Androhung von Kündigungen  
Auch wenn kein tatsächlicher Zwang an Bewohnern von Pflegeheimen angewendet wird, so 

haben bereits vereinzelte Einrichtungen ihre Bewohner vor die Wahl gestellt, sich entweder der 

Injektion des Impfstoffes zu unterziehen oder die Einrichtung verlassen zu müssen. In den 

gesundheitlichen und gesundheitsrechtlichen Beratungen der Unabhängigen Patientenberatung 

Deutschland gGmbH (UPD) mit Sitz in Berlin, sei dies bereits zur Sprache gekommen. Auch 

wenn meist nur der Dialog zwischen Betroffenen und Pflegeheimleitungen eine wirkliche Lösung 

darstellt, drohen Einrichtungen rechtliche Schritte in Form einer Kündigung des 

Pflegeheimvertrags. Jann Ohlendorf, Sprecher der Unabhängigen Patientenberatung Deutschland 

schildert, dass "ein Pflegeheim […] den Vertrag nur aus wichtigem Grund kündigen [kann], 

geregelt ist das in § 12 Absatz 1 des Wohn- und Betreuungsvertragsgesetzes [(WBVG)]. Das 

Gesetz zählt solche wichtigen Gründe auf. Die Aufzählung ist nicht abschließend, sodass auch 

andere wichtige Gründe, die ebenso schwerwiegend sind, zur Kündigung berechtigen können. 

Dass ein Heimbewohner sich nicht impfen lassen möchte, dürfte allerdings kein wichtiger Grund 

im Sinne des Gesetzes sein und daher nicht zur Kündigung berechtigen."9   
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XII. Rechtliche Evaluation zur möglichen Einführung einer 

Impfpflicht  
  

Doch drängt sich neben der freiwilligen Bereitschaft zur Impfung die Frage auf, ob eine Impflicht  

nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) rechtlich verpflichtet und damit überhaupt rechtlichen  

Bestand hätte.  Mit dem „Gesetz für den Schutz vor Masern und zur Stärkung der 

Impfprävention  

)“10 vom 10. Februar 2020 ist eine Pflicht zur Impfung gegen Masern am  

 in Kraft getreten.11  Deshalb wäre es nicht allzu abwegig, sich die Frage zu 

stellen,  

ob nicht eine solche Pflicht zur Impfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 ebenfalls 

eingeführt werden könnte. Dabei wurde die Debatte zur Impfpflicht nicht zuletzt von 

Bayerns Ministerpräsidenten Markus Söder angeheizt. Dieser unterbreitete nämlich den 

Vorschlag eine  

Impflicht für das Pflegepersonal einzuführen. Obgleich Bundesgesundheitsminister Jens 

Spahn und weitere hochrangige Politikerinnen und Politiker sich entschieden 

dagegen  

positioniert hatten, bringt ein Blick ins Gesetz Gewissheit. Gemäß § 20 Abs. 6 IfSG wird 

das „Bundesministerium für Gesundheit […] ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 

Zustimmung des Bundesrates anzuordnen, dass bedrohte Teile der Bevölkerung an 

Schutzimpfungen oder anderen Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe teilzunehmen 

haben, wenn eine übertragbare  

Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen 

Verbreitung  

“. Daraus ergibt sich, dass mittels einer Rechtsverordnung für bestimmte  

(Masernschutzgesetz 

01.03.2020 (CDU)  

zu rechnen ist 

  
  
9 Zitat von Herrn Ohlendorf in „Pflegeeinrichtungen müssen Nein zu Corona-Impfung akzeptieren“ vom mdr, abgerufen am:  
18.01.2021; https://www.mdr.de/thueringen/corona-impfung-pflegeheim-zustimmung-100.html).  
10 BGBl. 2020 I 148.  
11 vgl. NJW 2020, 647.  

Bevölkerungsgruppen eine Impflicht angeordnet werden könnte, sofern die notwendigen 

Voraussetzungen vorliegen würden.   

Grundrechtsrelevanter Eingriff; Verfassungsrechtliche Rechtfertigung  

Zu untersuchen wäre sodann die Frage, in welche Grundrechte durch eine Verpflichtung zur 

Impfung eingegriffen werden würde, sofern die Voraussetzungen erfüllt wären. Zunächst käme 

das Recht auf körperliche Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 Grundgesetz (GG) in Betracht. 

Demnach ist diese sowohl im biologisch-physiologischen sowie im geistig-seelischen Sinn zu 

verstehen. Eine Verpflichtung zur Impfung wäre in jedem Fall als Eingriff zu verstehen. Gemäß 

Art. 2 Abs. 2 S. 3 GG könnte in das Recht nur unter bestimmten Voraussetzungen eingegriffen 
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werden. Verfassungsrechtlich gerechtfertigt könnte eine solcher Eingriff nur dann sein, wenn 

dieser den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wahrt. Dies ist immer dann der Fall, wenn der 

Eingriff einem legitimen Zweck verfolgt, die Maßnahme geeignet, erforderlich und ferner 

angemessen im engeren Sinne ist. Im Interview mit dem mdr vertritt Anna Leisner-Egensperger, 

Professorin für öffentliches Recht an der Universität Jena, dabei die Auffassung, dass 

„gegenwärtig […] eine Impfpflicht sicher nicht möglich [sei]“. Man müsste mindestens noch bis 

zum Herbst warten, ob eine Impfquote nicht auch ohne eine Impfpflicht zu erreichen ist." 

Weiterhin „sei der Staat verpflichtet, vorher alle anderen, milderen Mittel auszuschöpfen: Es 

müsse etwa mehrere Aufrufe zum Impfen geben, Impfkampagnen, auch Anreize wie etwa 

Prämien für Impflinge seien denkbar. Wenn alle diese Mechanismen ausgeschöpft sind und die 

Impfquote noch immer nicht erreicht ist, dann wäre eine Impfpflicht für einzelne 

Personengruppen sicher denkbar."9  

XIII. Maßnahmen der Corona-Pandemie; Auswirkungen auf das 

Betreuungsrecht  
  

Wer entscheidet bei Maßnahmen gegen das Corona-Virus von Betreuten?  

  

Das Forschungsinstitut Betreuungsrecht der Kester-Haeusler-Stiftung wird augenblicklich 

überrannt von Fragen von Angehörigen, aber auch von Betreuern, wer bei Betreuten über die 

Corona-Virus-Impfung letztlich zu entscheiden vermag.   

Kann der Betreute, der noch willensmäßig versteht was eine Impfung ist, darüber entscheiden 

oder entscheidet dies der Betreuer? Kann der schwer demenzkranke Betreute, der nicht mehr 

willensmäßig erfassen kann, was die Impfung gegen Corona-Virus bedeutet, diese Frage 

entscheiden oder entscheidet dies der Betreuer?  

Nach Prof. Dr. Volker Thieler, dem Vorstandsvorsitzenden des Forschungsinstituts und 

führendem Experten im Gebiet des Betreuungsrechts, ist bei der Entscheidung ferner davon 

auszugehen, ob der Betreute noch Sinn und Zweck der Impfung erfassen kann. Im  

  
  
Betreuungsrecht spricht man von der sog. Einsichtsfähigkeit, die er haben muss. Der Betreute 

kann grundsätzlich für sich selbst entscheiden, allerdings ist auch hier abzuwägen, was für ihn 

gut ist und warum die Impfung notwendig ist. Dabei spielt das Umfeld eine nicht zu 

unterschätzende Rolle, ob er sich beispielsweise in einem Heim befindet, in dem auch andere 

ältere Personen untergebracht sind oder bei sich daheim. Hatte der betreute Mensch die Fähigkeit 

im Grundsatz die für- und widersprechenden Gesichtspunkte zu erkennen und auch 

 
9 Vgl. dazu den Artikel auf der Homepage: https://www.mdr.de/nachrichten/politik/inland/diskussion-impfpflichtpflegekraefte-

recht-100.html.  
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gegeneinander abzuwägen, konnte er die Grundbedeutung und Tragweite seiner Entscheidung 

erkennen, dann spricht nichts dagegen, dass der Betreuer die Entscheidung des Betreuten 

akzeptiert. Was anderes gilt allerdings, wenn der Betreute in einem Heim untergebracht und zum 

Schutz anderer Heimbewohner die Impfung notwendig wird. In einem solchen Fall wird man 

wohl entweder impfen oder die verantwortlichen Angehörigen, die gegen das Impfen sind, 

müssen veranlassen, dass der Betreute aus dem Heim herausgenommen wird und eine 

Unterbringung kommt, in dem auch die Menschen untergebracht werden können, die nicht 

geimpft sind. Ganz anders stellt sich die Rechtslage dar, wenn die Willensfähigkeit nicht mehr 

vorhanden ist.  

  

Gegen den natürlichen Willen des Betroffenen? Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme  

  

Wenn ein zivilrechtlich in einer stationären Einrichtung untergebrachter Betreuter nicht 

einwilligungsfähig ist, kann an seiner Stelle der Betreuer in eine ärztliche Zwangsmaßnahme 

einwilligen. Die Einwilligung des Betreuers ist dann möglich, bzw. genehmigungsfähig, wenn 

alle in § 1906a Abs. 1 S. 1 BGB aufgezählten Voraussetzungen vorliegen.  Nach Vorliegen dieser 

Voraussetzungen kann die Einwilligung des gesetzlichen Betreuers gem. § 1906a Abs. 1 S. 1 Nr. 

2 BGB in die ärztliche Zwangsmaßnahme stattfinden; dieser wiederum bedarf aber nach § 1906a 

Abs. 2 BGB der Genehmigung des Betreuungsgerichts. Hintergrund der gesetzgeberischen 

Ausgestaltung dieser Voraussetzungen ist, dass es sich bei einer Zwangsbehandlung wegen des 

mit ihr verbundenen erheblichen Eingriffs in die Grundrechte des Betroffenen nur um das letzte 

mögliche Mittel (sog. Ultima-Ratio-Prinzip) handeln darf. Die Anwendung dieses letzten Mittels 

kommt insbesondere in Situationen drohender erheblicher Selbstgefährdung und nur bei 

Betroffenen in Betracht, die aufgrund psychischer Krankheit oder geistiger oder seelischer 

Behinderung selbst nicht einwilligungsfähig sind.  

Wann genau es an Einsichtsfähigkeit fehlt, lässt sich nunmehr im Einzelfall bestimmen. In der 

Regel fehlt sie bei schwer depressiven Betroffenen, Betroffenen mit fortgeschrittener Demenz, 

verhaltensbestimmten Manien, Schizophrenien oder hirnorganischen Psychosyndromen. 10 

Allerdings gilt es stets positiv die Einsichtsunfähigkeit festzustellen.14 Außerdem erfordert der 

mit einer Zwangsbehandlung regelmäßig verbundene schwerwiegende Grundrechtseingriff die 

strikte Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes:   

  
  
1. a)   

 
10 BeckOGK/Brilla BGB § 1906a Rn. 26, 27, 136.  
14 Vgl. jurisPK-BGB/Jaschinski Rn. 39.  
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Prof. Thieler erläutert weiter, dass die geplante Maßnahme zum Wohl des Betreuten notwendig 

sein muss, um einen drohenden erheblichen Schaden von ihm anzuwenden (§ 1906a Abs. 1, S. 1 

Nr. 1 BGB). Diese Notwendigkeit liegt insbesondere dann vor, wenn eine medizinische Indikation 

für genau diese Maßnahme wie auch für die ggf. zwangsweise Durchführung feststeht. Die 

Notwendigkeit der Maßnahme beurteilt sich nach objektiven, evidenzbasierten Kriterien und ist 

nicht von einer subjektiven Betrachtungsweise des behandelnden Arztes abhängig. 11  Die 

Behandlung muss im Hinblick auf die konkrete Erkrankung des Betroffenen geeignet sein. Dazu 

gehört, dass sie nach den Regeln der ärztlichen Kunst anerkannten Standards unterliegt. Eine 

Behandlungsart oder Behandlungsform, die nicht auf einem breiten medizinischen Konsens 

basiert, darf nicht durch staatliche Gewalt in Form einer gerichtlichen Genehmigung gegen den 

Willen eines Betroffenen durchgeführt werden (s. BGH, Beschluss v. 15.01.2020, XII ZB 

381/19).12 Daraus folgt, dass falls ein Betreuter einer medizinischen Behandlung oder Therapie 

ausdrücklich widerspricht, für die kein breiter medizinisch-wissenschaftlicher Konsens besteht, 

die Einwilligung des Betreuers in die zwangsweise Durchführung der infrage stehenden 

Behandlung/Therapie in der Regel nicht genehmigungsfähig ist, so Thieler.  

b) Die Überwindung des entgegenstehenden natürlichen Willens des Betroffenen kann 

grundsätzlich nur dann gerechtfertigt sein, wenn es darum geht, erhebliche gesundheitliche 

Nachteile zu verhindern. Wenn also auch bei Unterbleiben der Behandlung keine wesentlichen 

gesundheitlichen Nachteile für den Betroffenen entstehen, muss sein Wille, die Behandlung 

nicht durchzuführen, respektiert werden.   

2. Weiterhin dürfen keine andere, weniger belastende Maßnahme zur Verfügung stehen, den 

drohenden erheblichen gesundheitlichen Schaden des Betroffenen erfolgreich zu behandeln.13 Ob 

sich eine medikamentöse Behandlung mit den damit verbundenen möglichen Folgen gegenüber 

der Impfung als alternative Behandlungsmöglichkeit als „weniger belastende Maßnahme“ (i.S.d. 

Abs. 1 Nr. 5) erweist, erscheint nach aktuellem Kenntnisstand als noch ungewiss.  

3. Auch dann, wenn diese Voraussetzungen vorliegen, ist eine Zwangsbehandlung nur dann 

verhältnismäßig, wenn der von ihr erwartete Nutzen die zu erwartenden Beeinträchtigungen 

deutlich überwiegt. Das bedeutet, dass in einem weiteren Schritt dem zu erwartenden 

Behandlungserfolg die Nebenwirkungen und Komplikationen gegenüberzustellen sind und beides 

gegeneinander abgewogen werden muss. Weitere Voraussetzung sind erfolglose  

Überzeugungsversuche des Betreuten, § 1906a Abs. 1 Nr. 4. Mit dem Urteil des LG Saarbrücken,  

 
11 s. dazu auch: BeckOGK/Brilla BGB § 1906a Rn. 22.  
12  Nach Prof. Dr. Volker Thieler sei diese Entscheidung deshalb kritisch zu betrachten, weil dadurch medizinische 

Handlungsempfehlungen zu einem Bewertungsmaßstab im juristischen Sinne gemacht werden. Es ist weder das Ziel noch der 

Sinn von medizinischen Leitlinien, medizinische Notwendigkeiten pauschal verbindlich festzulegen und sie zu zwingenden 

juristischen Voraussetzungen zu machen.   
13 S. dazu auch BeckOGK/Brilla BGB § 1906 Rn. 28-32.  
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Beschluss vom 7.12.2015 – 5 T 382/15, muss der Überzeugungsversuch weiterhin hinsichtlich 

alternativer Behandlungsmöglichkeiten erfolgen. Allerdings ist auch in diesem Bereich zu 

beachten, dass der Betreuer nur im Sinne des Betreuten bzw. dessen mutmaßlichen Interesse 

handeln darf. Dem Betreuer wird dabei normalerweise keine Verletzung seiner 

Betreuungstätigkeit nachzuweisen sein, wenn er eine Impfung anordnet.  

  

Wenn alle Stricke reißen: Entlassung des Betreuers  

  

Es ist längst kein seltenes Vorkommen mehr, dass im Laufe der Betreuung das 

Vertrauensverhältnis zwischen Betreuer und Betreuten, von einer zunächst harmonischen in einen 

dissonanten Zustand verfällt. Ganz gleich, ob durch Animositäten oder Pflichtverletzungen: der 

Bertreute kann die Entlassung des Betreuers beantragen.  

Aus § 1908b Absatz 1 BGB folgt, dass das Betreuungsgericht den Betreuer zu entlassen hat, wenn 

seine Eignung, die Angelegenheiten des Betreuten zu besorgen, nicht mehr gewährleistet ist oder 

ein anderer wichtiger Grund für die Entlassung vorliegt. Dabei kann die Entlassung seitens des 

Betreuungsgerichts auch von Amts wegen eingeleitet werden, sofern und insoweit sich der 

Betreuer als ungeeignet erweist. Antragberechtigt sind hierbei der Betreute, der Bezirksrevisor 

als auch der Betreuer selbst. Das Betreuungsrecht gewährt dem Betreuten nach § 1908b Abs. 3 

BGB jederzeit die Möglichkeit, den Austausch des Betreuers beim zuständigen  

Betreuungsgerichts in die Wege zu leiten, wenn eine gleich geeignete Person, die zur Fortführung 

der Betreuung bereit ist, von ihm vorgeschlagen wird. Dies begründet an für sich noch keinen 

Rechtsanspruch auf eine tatsächlich-faktischen Wechsel des Betreuers. Das Gericht hat aber 

sämtliche Interessen zum Wohle des Betreuten zu berücksichtigen. Sollte der vorgeschlagene 

Betreuer zumindest gleich oder sogar besser zur Betreuung geeignet sein, so sollte bei einem 

berechtigten Interesse des Betreuten dem Entlassungsantrag vom Gericht stattgegeben werden.  

  

XIV. Fazit   
  
Letztlich bieten Impfstoffe für viele Menschen in der Pandemie ein Entrinnen aus der 

aussichtslosen Situation. Innovationen bieten stets neue Möglichkeiten und Perspektiven- 

allerdings gehen mit ihr auch große Verantwortungen einher. Dabei ist der Blickwinkel immer 

von entscheidendem Maße. Wichtig ist dabei nur, dass jedem Aspekt eine ausreichende 

Zuwendung gewährleistet wird. Die Gesellschaft muss dabei systematisch aufgeklärt werden: 

Erst wenn ausreichend fundierte Belege und Studien über den Wirkmechanismus, ihre 

Nebenwirkungen bekannt und alternative Behandlungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen 

würden, steigt die allgemeine Bereitschaft und Akzeptanz der Maßnahmen, signifikant an. Daraus 
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folgt ferner, dass, für noch offen gebliebene Fragen, eine entsprechende Antwort gefunden 

werden muss.  

  


